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Änderung der Satzung der Stadt Koblenz über die Herstellung von Fahrradabstellplätzen sowie die Herstellung und Ablösung von Stellplätzen und Garagen für Kraftfahrzeuge 

 Gegenüberstellung   

  bisherige Fassung (Oktober 2020)             neuer Entwurf (Februar 2024) 

 

                           

Satzung der Stadt Koblenz  
über  

die Herstellung von Fahrradabstellplätzen sowie  

die Herstellung und Ablösung von Stellplätzen und Garagen für Kraftfahrzeuge  

(Fahrrad-/Kfz-Stellplatzsatzung) 

vom 7. Oktober 2020 
 

Satzung der Stadt Koblenz  
über  

die Herstellung von Fahrradabstellplätzen sowie  

die Herstellung und Ablösung von Stellplätzen und Garagen für Kraftfahrzeuge  

(Fahrrad-/Kfz-Stellplatzsatzung) 

vom 7. Oktober 2020 

in der Fassung nach der 1. Änderungssatzung vom ____ 2024 
 

 

  

                 Ergänzung von Absatz 2 in Satz 2 und Einfügung von Satz 3 und 4: 

  

   

 § 4 Verzicht auf notwendige Kfz-Stellplätze             § 4 Verzicht auf notwendige Kfz-Stellplätze   

                  Ergänzung von Absatz 1: 

     

 

 

Entwurf vom 

14.02.2024 
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     bisherige Fassung (Oktober 2020)          neuer Entwurf (Februar 2024)     

         

                     Einfügung neuer Absatz 2a: 

                        

 

                      Zweiteilung von Absatz 3 in Absatz 3 und 3a: 

          

 

                                                                                                                                                                                                 Änderung und Ergänzung von Absatz 4 ab Satz 2: 
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     bisherige Fassung (Oktober 2020)          neuer Entwurf (Februar 2024)     
 

                   Einfügung eines zusätzlichen Satzes in Absatz 5 nach Satz 3:  

    

 

                Aktualisierung von Absatz 8: 

   

 
                Austausch des Wortes „angezeigt“ durch „beantragt“ in Absatz 9 (Verfahrensanpassung): 

   

 

       

               Einfügung neuer Absatz 2a: 
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bisherige Fassung (Oktober 2020)          neuer Entwurf (Februar 2024) 
 

                     Präzisierungen in Absatz 3:  

          

 

                     Präzisierungen in Absatz 4:  

   

 

  

 

 

 

 

 

                    Vorgabenänderung in Absatz 5:  

 

 

 

                                                                                                                                                    Konkretisierungen in Absatz 8:        

 

 

 

 

 

 

(5) In größeren Fahrradabstellanlagen ist außerhalb der Bewegungsfläche zusätzlich 
eine Fläche von 2,70 qm pro 15 bis 20 Abstellplätze für Kinder- oder Lastenanhänger, 
Lastenräder und ähnliches vorzusehen und entsprechend zu kennzeichnen.  

(5) In größeren Fahrradabstellanlagen ist außerhalb der Bewegungsfläche zusätzlich 
eine Fläche von 2,70 qm pro 15 bis 20 Abstellplätze für Kinder- oder Lastenanhänger, 
Lastenräder und ähnliches vorzusehen und entsprechend zu kennzeichnen.  
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bisherige Fassung (Oktober 2020)      neuer Entwurf (Februar 2024) 

                  Änderung Anlage 1: 
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bisherige Fassung (Oktober 2020)                                      neuer Entwurf (Februar 2024)                                                                
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                                                    bisherige Fassung (Oktober 2020)                                      neuer Entwurf (Februar 2024) 
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bisherige Fassung (Oktober 2020)          neuer Entwurf (Februar 2024) 
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bisherige Fassung (Oktober 2020)                                 neuer Entwurf (Februar 2024) 

´               
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bisherige Fassung (Oktober 2020)              neuer Entwurf (Februar 2024)  

Sind wesentliche Änderungen des Mobilitätskonzepts beabsichtigt oder zu erwarten, ist 
ein neues Mobilitätskonzept als Gesamtkonzeption zur Prüfung und Genehmigung 
einzureichen. Hierzu ergeht ggf. ein Änderungsbescheid zur Baugenehmigung.  

Bei Nichteinhaltung der o.g. Voraussetzungen wird die Verpflichtung zur Herstellung 
bzw. Ablöse der betreffenden notwendigen Kfz-Stellplätze aktiviert. 

 

 fußläufigen Umfeld beeinflusst, die im Mobilitätskonzept zu analysieren und dokumen-
tieren sind: 
a) Verfügbarkeit von Nahversorgungeinrichtungen des täglichen Bedarfs und 
b) Bedienungsprogramm des ÖPNV an den maßgebenden Stationen des ÖPNV. 

Die Mobilitätskonzepte sind durch Sachverständigengutachten zu erbringen, die 
qualifizierte Aussagen sowohl zum planerischen und kommunikativen 
Mobilitätsmanagement als auch zur rechtlichen, organisatorischen und wirtschaftlichen 
Umsetzung enthalten. Die einzelnen Maßnahmen sind bezüglich Art und Umfang 
detailliert darzulegen und, soweit möglich, räumlich in Lageplänen zu verorten. 
Erweiterungs- und Nachrüstoptionen sind aufzuzeigen. Es ist auch darzulegen, wie die 
Nutzerinnen und Nutzer, insbesondere Mieterinnen und Mieter, z. B. über die Folgen des 
Mobilitätskonzeptes und den Wegfall von Kfz-Stellplätzen sowie die Reduzierung bzw. 
den Ausschluss des Anspruchs auf Bewohnerparkausweise informiert und zur Einhaltung 
etwaiger Bindungen verpflichtet werden. Die Informationsangebote und 
Buchungsmöglichkeiten bezüglich der angebotenen Mobilitätsbausteine sind ebenfalls zu 
beschreiben; sie sind leicht zugänglich auszugestalten sowie dauerhaft und jeweils aktuell 
vorzuhalten und nachzuweisen. 

Das städtebaulich und verkehrsplanerisch abgestimmte Mobilitätskonzept wird als Teil 
des Stellplatznachweises Bestandteil der Baugenehmigung. 

Die Umsetzung des Mobilitätskonzepts ist seitens des Antragstellers/der Antragstellerin 
auf eigene Kosten durch geeignete Maßnahmen laufend und dauerhaft sicherzustellen.  

Im Antragsverfahren, ein Jahr nach Projektrealisierung und dann alle zwei Jahre – 
längstens für die Dauer der folgenden 10 Jahre – sind unaufgefordert Nachweise zu 
erbringen, dass die Voraussetzungen für die Verringerung der Zahl der Stellplätze durch 
die Maßnahmen und Angebote des Mobilitätskonzepts und deren Bereitstellung noch 
gewährleistet sind. Die Baugenehmigung wird mit einer entsprechenden Auflage 
verbunden. 

Sind wesentliche Änderungen des Mobilitätskonzepts beabsichtigt oder zu erwarten, ist 
ein neues Mobilitätskonzept als Gesamtkonzeption zur Prüfung und Genehmigung 
einzureichen. Hierzu ergeht ggf. ein Änderungsbescheid zur Baugenehmigung. 

Bei Nichteinhaltung der o.g. Voraussetzungen wird die ausgesetzte Verpflichtung zur 
Herstellung bzw. Ablöse der betreffenden notwendigen Kfz-Stellplätze aktiviert. 
 

 


